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Satzung 

der 

MEDICLIN Aktiengesellschaft 

 

I. Allgemeine Bestimmungen 

 

§ 1 

Firma, Sitz, Geschäftsjahr 

(1) Die Aktiengesellschaft führt die Firma 

MEDICLIN Aktiengesellschaft. 

(2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Offenburg. 

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 2 

Gegenstand des Unternehmens 

(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Errichtung, das Betreiben und die Beratung 
von Kliniken, Pflegeheimen oder Einrichtungen im Gesundheitswesen aller Art. 

(2)  Die Gesellschaft kann Unternehmen gleicher oder anderer Art gründen, überneh-
men, sich an ihnen beteiligen sowie die Geschäftsführung für und die persönliche 
Haftung in anderen Unternehmen übernehmen. Sie kann Zweigniederlassungen 
und Betriebsstätten im ln- und Ausland errichten. 

 

§ 3 

Bekanntmachungen 

(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger. 

(2) Informationen an die Inhaber zugelassener Wertpapiere der Gesellschaft können 
auch im Wege der Datenfernübertragung übermittelt werden. 
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II. GRUNDKAPITAL UND AKTIEN 

 

§ 4 

Grundkapital 

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 47.500.000,-- (in Worten: EURO 
siebenundvierzig Millionen fünfhunderttausend) und ist eingeteilt in 47.500.000 
nennbetragslose Stückaktien. 

(2) Die Aktien werden als Inhaberaktien ausgegeben. 

(3) Die Form und den Inhalt von Aktienurkunden, etwaigen Gewinnanteils- und Er 
neuerungsscheinen setzt der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats fest. Das 
gleiche gilt für Schuldverschreibungen und Zinsscheine. Ein Anspruch der Aktio-
näre auf Verbriefung ihrer Aktien und Gewinnanteile ist ausgeschlossen.  

(4)  Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum Ablauf des  
23. September 2025 mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder in Teilbeträ-
gen um insgesamt bis zu EUR 23.750.000,00 (in Worten: EURO dreiundzwanzig 
Millionen siebenhundertfünfzig tausend) durch Ausgabe neuer Stückaktien gegen 
Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2020). Die neuen 
Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres ihrer Ausgabe an am Gewinn teil. 
Soweit rechtlich zulässig, kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
hiervon und von § 60 Abs. 2 AktG abweichend festlegen, dass die neuen Aktien 
vom Beginn eines bereits abgelaufenen Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt 
ihrer Ausgabe noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung 
des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teilnehmen.  

Grundsätzlich steht den Aktionären ein Bezugsrecht zu. Die Aktien können auch 
von einem oder mehreren durch den Vorstand bestimmten Kreditinstituten oder 
Unternehmen im Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG mit der Verpflichtung über-
nommen werden, sie ausschließlich den Aktionären zum Bezug anzubieten (mit-
telbares Bezugsrecht). Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, 

– um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen; 

– wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der Ausgabebetrag 
der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien gleicher 
Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Aus-
gabebetrages durch den Vorstand nicht wesentlich im Sinne von §§ 203 Abs. 1 
und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet. Die Anzahl der unter Ausschluss 
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des Bezugsrechts gemäß §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausge-
gebenen Aktien darf insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten, 
und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Aus-
übung dieser Ermächtigung. Auf diese Zahl sind Aktien anzurechnen, die zur 
Bedienung von Options- oder Wandlungsrechten oder Options- oder Wand-
lungspflichten aus Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen und/oder 
Genussrechten ausgegeben werden oder auszugeben sind, sofern die Schuld-
verschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung in entsprechender 
Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts 
ausgegeben werden; ferner sind auf diese Zahl Aktien anzurechnen, die wäh-
rend der Laufzeit dieser Ermächtigung unter vereinfachtem Bezugsrechtsaus-
schluss gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz ausgege-
ben oder nach Rückerwerb veräußert werden; 

– wenn die Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen erfolgt, insbesondere zum 
Zweck der Gewährung von Aktien im Rahmen von Unternehmenszusammen-
schlüssen oder zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmenstei-
len, Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen Vermögensgegenständen 
oder Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegenständen einschließlich 
Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften. 

Die Anzahl der unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre gegen Bar- und/o-
der Sacheinlagen ausgegebenen Aktien darf während der Laufzeit des Genehmig-
ten Kapitals 2020 insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar 
weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser 
Ermächtigung. Sofern während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2020 bis zu 
seiner Ausnutzung von etwaigen anderen Ermächtigungen zur Ausgabe oder zur 
Veräußerung von Aktien der Gesellschaft oder zur Ausgabe von Rechten, die den 
Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, Gebrauch 
gemacht und dabei das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, ist dies auf die in vorste-
hendem Satz genannte 10 %-Grenze anzurechnen.   

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzel-
heiten der Kapitalerhöhung sowie die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. 
Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung nach vollständiger oder 
teilweiser Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals aus dem Genehmigten 
Kapital 2020 oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist entsprechend dem Umfang 
der Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2020 anzupassen. 
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III. VERFASSUNG DER GESELLSCHAFT 

1.Vorstand 

 

§ 5 

Zusammensetzung des Vorstands 

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Personen.  

(2) Die Bestimmung der Anzahl sowie die Bestellung der Vorstandsmitglieder, der Ab-
schluss der Anstellungsverträge sowie der Widerruf der Bestellung erfolgen durch 
den Aufsichtsrat. Der Aufsichtsrat kann ein Mitglied des Vorstands zum Vorsitzen-
den des Vorstands ernennen. 

 

§ 6 

Geschäftsordnung, Beschlussfassung des Vorstands 

(1) Der Aufsichtsrat kann für den Vorstand eine Geschäftsordnung erlassen. 

(2) Die Beschlüsse des Vorstands werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. 
Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorstandsvorsitzenden den Ausschlag, 
wenn der Vorstand aus mehr als zwei Personen besteht. 

 

§ 7 

Gesetzliche Vertretung der Gesellschaft 

Die Gesellschaft wird durch ein Vorstandsmitglied einzeln vertreten, wenn es alleiniges 
Vorstandsmitglied der Gesellschaft ist oder wenn ihm der Aufsichtsrat die Befugnis zur 
Einzelvertretung erteilt hat. Im Übrigen wird die Gesellschaft durch zwei Vorstandsmitglie-
der oder durch ein Vorstandsmitglied gemeinschaftlich mit einem Prokuristen vertreten. 
Vorstandsmitgliedern gegenüber vertritt der Aufsichtsrat die Gesellschaft gerichtlich und 
außergerichtlich. Der Aufsichtsrat kann einzelne Vorstandsmitglieder berechtigen, die Ge-
sellschaft bei Rechtsgeschäften mit sich als Vertreter eines Dritten zu vertreten. 
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2. Aufsichtsrat 

 

§ 8 

Zusammensetzung, Amtsdauer und Amtsniederlegung des Aufsichtsrats 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus sechzehn Mitgliedern, von denen acht Mitglieder 
durch die Aktionäre und acht Mitglieder durch die Arbeitnehmer gewählt werden. 

(2) Die Wahl erfolgt längstens für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, 
die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit 
beschließt. Hierbei wird das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, nicht mit-
gerechnet. Die Hauptversammlung kann für Mitglieder der Aktionäre bei der Wahl 
eine kürzere Amtszeit bestimmen.  

(3) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats kann sein Amt unter Einhaltung einer vierwöchi-
gen Frist auch ohne wichtigen Grund durch schriftliche Mitteilung an den Vorsit-
zenden des Aufsichtsrats, im Fall einer Amtsniederlegung durch den Vorsitzenden 
durch schriftliche Mitteilung an den Vorstand der Gesellschaft, niederlegen. Der 
Vorsitzende des Aufsichtsrats oder im Fall einer Amtsniederlegung durch den Vor-
sitzenden sein Stellvertreter kann einer Kürzung der Frist zustimmen. Eine Nieder-
legung aus wichtigem Grund kann fristlos erfolgen. 

 

§ 9 

Vorsitzender 

(1) Im Anschluss an die Hauptversammlung, in der die acht Aufsichtsratsmitglieder 
der Aktionäre gewählt worden sind, findet eine Aufsichtsratssitzung statt, zu der es 
einer besonderen Einladung nicht bedarf. In dieser Sitzung wählt der Aufsichtsrat 
nach dem Mitbestimmungsgesetz für die Dauer seiner Amtszeit aus seiner Mitte 
einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter. 

(2) Der Stellvertreter des Aufsichtsratsvorsitzenden hat nur dann die gesetzlichen und 
satzungsmäßigen Rechte und Pflichten des Vorsitzenden, wenn dieser verhindert 
ist und das Gesetz oder diese Satzung nichts anderes bestimmen. Ihm steht die 
Zweitstimme des Aufsichtsratsvorsitzenden nicht zu.  
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§ 10 

Einberufung und Beschlussfassung 

(1) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden, mit einer Frist 
von 14 Tagen schriftlich, mündlich, fernmündlich, fernschriftlich, per Telefax oder 
im Wege elektronischer Kommunikation einberufen. Bei der Berechnung der Frist 
werden der Tag der Absendung der Einladung und der Tag der Sitzung nicht mit-
gerechnet. In dringenden Fällen kann der Vorsitzende die Frist abkürzen. Mit der 
Einladung sind die Gegenstände der Tagesordnung mitzuteilen.  

(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder unter den zuletzt bekannt 
gegebenen Kontaktdaten eingeladen sind und mindestens die Hälfte der Mitglieder, 
aus denen er insgesamt zu bestehen hat, an der Beschlussfassung teilnimmt. Ein 
Mitglied nimmt auch dann an der Beschlussfassung teil, wenn es sich der Stimme 
enthält. Durch Telefon- oder Videokonferenz zugeschaltete Mitglieder des Auf-
sichtsrats gelten als anwesend. Abwesende Aufsichtsratsmitglieder können 
dadurch an den Beschlussfassungen des Aufsichtsrats teilnehmen, dass sie ihre 
schriftliche Stimmenabgabe durch ein anderes Aufsichtsratsmitglied überreichen 
lassen. Dies gilt auch für die Abgabe der zweiten Stimme des Vorsitzenden des 
Aufsichtsrats. Als schriftliche Stimmabgabe gilt auch eine durch Telefax oder mit-
tels elektronischer Medien übermittelte Stimmabgabe. 

(3) Die Beschlussfassung über einen Gegenstand der Tagesordnung, der in der Ein-
ladung nicht enthalten war, ist nur zulässig, wenn kein abwesendes Mitglied des 
Aufsichtsrats der Beschlussfassung innerhalb einer vom Vorsitzenden des Auf-
sichtsrats bestimmten angemessenen Frist widerspricht. 

(4) Den Vorsitz führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats. Der Vorsitzende bestimmt die 
Reihenfolge, in der die Gegenstände der Tagesordnung verhandelt werden sowie 
die Art und Reihenfolge der Abstimmungen. 

(5) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst, so-
weit das Gesetz nichts anderes bestimmt. Bei Stimmengleichheit hat eine erneute 
Abstimmung über denselben Gegenstand stattzufinden. Ergibt auch diese Stim-
mengleichheit, hat der Aufsichtsratsvorsitzende zwei Stimmen.  

(6) Außerhalb von Sitzungen sind Beschlussfassungen des Aufsichtsrats im schriftli-
chen Umlaufverfahren (per Brief, Telefax oder E-Mail) oder durch fernmündliche 
oder mit sonstigen Mitteln der Telekommunikation oder durch eine Kombination 
dieser Kommunikationsmedien durchgeführte Beschlussfassungen mit Protokol-
lierung durch den Vorsitzenden des Aufsichtsrats zulässig, wenn der Vorsitzende 
des Aufsichtsrats dies im Einzelfall anordnet; ein Widerspruchsrecht hiergegen be-
steht nicht.  
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(7) Über die Beschlüsse und Sitzungen des Aufsichtsrats ist eine Niederschrift anzu-
fertigen, die von dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu unterzeichnen ist. 

(8) Willenserklärungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse werden namens des 
Aufsichtsrats von dem Vorsitzenden abgegeben. Der Aufsichtsrat kann durch Be-
schluss auch andere Mitglieder zur Abgabe von Willenserklärungen ermächtigen. 

 

§ 11 

Aufgaben des Aufsichtsrats, Bildung von Ausschüssen 

(1) Der Aufsichtsrat hat die Geschäftsführung des Vorstands der Gesellschaft zu über-
wachen. Der Aufsichtsrat bestimmt die Arten von Geschäften, die nur mit seiner 
vorherigen Zustimmung vorgenommen werden dürfen. 

(2) Im Anschluss an die Wahl des Vorsitzenden des Aufsichtsrats und des Stellvertre-
ters bildet der Aufsichtsrat zur Wahrnehmung der in § 31 Abs. 3 MitbestG genann-
ten Aufgaben für die Dauer seiner Amtszeit einen Ausschuss, dem der Vorsitzende 
des Aufsichtsrats, sein Stellvertreter und zwei weitere Mitglieder angehören, von 
denen je eines von den Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer und der Aktio-
näre mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gewählt werden. 

Scheidet eines der weiteren Mitglieder des Ausschusses vorzeitig aus, wird unver-
züglich ein Nachfolger für dessen restliche Amtszeit gewählt. Für die Neuwahlen 
gelten dann die gleichen Vorschriften wie für die ursprünglichen Wahlen.  

(3) Im Übrigen kann der Aufsichtsrat aus seiner Mitte weitere Ausschüsse bilden und 
ihnen − soweit gesetzlich zulässig − auch Entscheidungsbefugnisse übertragen. 

(4) Der Aufsichtsrat ist zur Vornahme von Satzungsänderungen berechtigt, die nur die 
Fassung betreffen. 

 

§ 12 

Vergütung 

(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten neben dem Ersatz ihrer baren Auslagen 
und einer ihnen für die Aufsichtsratstätigkeit zur Last fallenden Umsatzsteuer eine 
feste, nach Ablauf des Geschäftsjahres zahlbare Vergütung, die sich für jedes Mit-
glied auf EURO 10.000,00 beziffert. 
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(2) Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält das Doppelte und sein Stellvertreter den 
anderthalbfachen Betrag der festen Vergütung. Jedes Mitglied eines Ausschusses 
des Aufsichtsrats, der wenigstens einmal im Geschäftsjahr zusammentritt, erhält 
einen Zuschlag in Höhe von 10 %, der Vorsitzende des Ausschusses einen Zu-
schlag in Höhe von 20 % der festen Vergütung. Jedes Mitglied des Prüfungsaus-
schusses erhält einen Zuschlag in Höhe von 25 %, der Vorsitzende des Prüfungs-
ausschusses einen Zuschlag in Höhe von 50 % der festen Vergütung. Wenn ein 
Mitglied des Aufsichtsrats zur gleichen Zeit mehrere Ämter innehat, für die eine 
erhöhte Vergütung gewährt wird, erhält es nur die Vergütung für das am höchsten 
vergütete Amt. 

(3) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten für jede Teilnahme an einer Sitzung des 
Aufsichtsrats und eines seiner Ausschüsse ein Sitzungsgeld von EURO 500,00 
pro Sitzung; dies gilt auch für die durch Telefon- oder Videokonferenz zugeschal-
teten Mitglieder des Aufsichtsrats. 

(4) Beginnt oder endet das Amt eines Aufsichtsratsmitglieds oder die mit einer erhöh-
ten Vergütung verbundene Funktion im Laufe eines Geschäftsjahres, erhält das 
Aufsichtsratsmitglied die Vergütung bzw. die erhöhte Vergütung zeitanteilig. 

(5) Diese Regelung gilt erstmals für die für das Jahr 2021 zu zahlende Vergütung. 

 

 

IV. HAUPTVERSAMMLUNG 

 

§ 13 

Ort und Einberufung, virtuelle Hauptversammlung 

(1) Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand oder durch den Aufsichtsrat ein-
berufen. Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft, an einem deut-
schen Börsenplatz oder innerhalb eines Umkreises von 30 Kilometern vom Sitz 
eines deutschen Börsenplatzes statt. 

(2) Die Hauptversammlung ist mindestens dreißig Tage vor dem Tage der Versamm-
lung einzuberufen. Die Mindestfrist des Satzes 1 verlängert sich um die Tage der 
Anmeldefrist (§ 15 Abs. 1 S. 2). 

(3) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass die Versammlung ohne physische 
Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung 
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abgehalten wird (virtuelle Hauptversammlung), wenn die Versammlung innerhalb 
von fünf Jahren nach Eintragung dieser Satzungsbestimmung in das Handelsre-
gister stattfindet. 

 

§ 14 

Ordentliche Hauptversammlung 

Innerhalb der ersten acht Monate eines Geschäftsjahres findet die ordentliche Hauptver-
sammlung statt. Außerordentliche Hauptversammlungen können so oft einberufen wer-
den, wie es im Interesse der Gesellschaft erforderlich erscheint. 

 

§ 15 

Recht zur Teilnahme an der Hauptversammlung 

(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind 
nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die rechtzeitig angemeldet sind. Die Anmel-
dung muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Ad-
resse mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung zugehen, wobei der Tag 
des Zugangs nicht mitzurechnen ist (Anmeldefrist). Die Anmeldung hat in deut-
scher oder englischer Sprache in Textform (§ 126b BGB) oder, wenn der Vorstand 
dies beschließt, auf einem in der Einberufung zu bestimmenden elektronischen 
Wege zu erfolgen. 

(2) Die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des 
Stimmrechts ist nachzuweisen. Hierfür ist ein durch das depotführende Institut in 
Textform (§ 126b BGB) in deutscher oder englischer Sprache erstellter besonderer 
Nachweis des Anteilsbesitzes gemäß § 67c Abs. 3 AktG erforderlich. Der Nach-
weis des Anteilsbesitzes nach vorstehendem Satz 2 muss sich auf den Beginn  
des 21. Tages vor der Hauptversammlung beziehen und der Gesellschaft unter 
der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor der 
Hauptversammlung zugehen. Der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. Im 
Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der Hauptversammlung oder 
für die Ausübung des Stimmrechts als Aktionär nur, wer den Nachweis des An-
teilsbesitzes erbracht hat. 

(3) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre an der Hauptversamm-
lung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten teil-
nehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege 
elektronischer Kommunikation ausüben können (Online-Teilnahme). Der Vorstand 
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ist auch ermächtigt, Bestimmungen zum Umfang und zum Verfahren der Teil-
nahme und Rechtsausübung nach Satz 1 zu treffen. Die Bestimmungen werden 
zusammen mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht. 

(4) Mitgliedern des Aufsichtsrats ist in Abstimmung mit dem Versammlungsleiter die 
Teilnahme an der Hauptversammlung im Wege der Bild- und Tonübertragung in 
den Fällen gestattet, in denen (a) ihnen ausnahmsweise aufgrund gesetzlicher 
Einschränkungen oder aufgrund ihres Dienst- oder Wohnsitzes im Ausland die per-
sönliche Teilnahme nicht oder nur mit erheblichem Aufwand möglich ist, oder (b) 
die Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung abgehalten wird. Satz 1 
gilt nicht für den Versammlungsleiter, sofern dieser ein Mitglied des Aufsichtsrats 
ist. 

 

§ 16 

Vorsitz in der Hauptversammlung 

(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder 
im Falle seiner Verhinderung ein von ihm bestimmtes Mitglied des Aufsichtsrats, 
in Ermangelung einer solchen Bestimmung der stellvertretende Aufsichtsratsvor-
sitzende. Ist keiner von diesen erschienen oder zur Übernahme des Vorsitzes in 
der Hauptversammlung bereit, wird der Vorsitzende durch die anwesenden Auf-
sichtsratsmitglieder der Aktionäre gewählt. 

(2) Der Vorsitzende leitet die Hauptversammlung. Er bestimmt die Reihenfolge der 
Verhandlungsgegenstände sowie Art und Form der Abstimmung. Der Vorsitzende 
bestimmt ferner die Reihenfolge der Redner. Er kann das Rede- und Frage- bzw. 
Nachfragerecht der Aktionäre zeitlich angemessen beschränken. Er ist insbeson-
dere berechtigt, zu Beginn der Hauptversammlung oder während ihres Verlaufs 
einen zeitlich angemessenen Rahmen für den ganzen Hauptversammlungsverlauf, 
für einzelne Tagesordnungspunkte und für einzelne Frage- und Redebeiträge fest-
zusetzen. 

(3) Der Versammlungsleiter ist ermächtigt, die auszugsweise oder vollständige Bild 
und Tonübertragung der Hauptversammlung in einer näher von ihm zu bestim-
menden Weise zuzulassen. Die Übertragung kann auch in einer Form erfolgen, zu 
der die Öffentlichkeit uneingeschränkt Zugang hat. 
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§ 17 

Stimmrecht 

(1) Je eine Stückaktie gewährt eine Stimme. 

(2) Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. Die Ertei-
lung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegen-
über der Gesellschaft bedürfen der Textform (§ 126b BGB). Der Vorstand kann 
eine Formerleichterung bestimmen. Die Gesellschaft bietet mindestens einen Weg 
elektronischer Kommunikation für die Übermittlung des Nachweises an. Nähere 
Einzelheiten werden zusammen mit der Einberufung der Hauptversammlung be-
kannt gemacht. § 135 AktG bleibt unberührt. 

(3) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, auch ohne 
an der Versammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer Kom-
munikation abgeben dürfen (Briefwahl). Die Ermächtigung umfasst das Recht, 
Bestimmungen zum Verfahren zu treffen. Die Bestimmungen werden zusammen 
mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht. 

 

§ 18 

Beschlussfassung der Hauptversammlung 

(1) Die Beschlüsse der Hauptversammlung bedürfen der einfachen Mehrheit der ab-
gegebenen Stimmen, soweit nicht das Gesetz zwingend etwas anderes bestimmt. 
Soweit das Gesetz eine Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen 
Grundkapitals erfordert, genügt, soweit nicht durch Gesetz eine größere Mehrheit 
zwingend vorgeschrieben ist, die einfache Mehrheit des vertretenen Grundkapitals. 

(2) Im Falle der Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 
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V. JAHRESABSCHLUSS, LAGEBERICHT UND 

VERWENDUNG DES BILANZGEWINNS 

 

§ 19 

Jahresabschluss, Lagebericht, Bilanzgewinnverwendung 

(1) Der Vorstand hat den Lagebericht und den Jahresabschluss für das vergangene 
Geschäftsjahr in den ersten drei Monaten eines jeden Geschäftsjahres aufzustel-
len und den Abschlussprüfern einzureichen. Diese Unterlagen sind unverzüglich 
nach Eingang des Prüfungsberichts mit diesem sowie mit dem Vorschlag für den 
Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns dem 
Aufsichtsrat vorzulegen. 

(2) Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, so können sie Be-
träge bis zur gesamten Höhe des Jahresüberschusses in andere Gewinnrücklagen 
einstellen, solange die Gewinnrücklagen die Hälfte des Grundkapitals nicht über-
steigen oder soweit sie nach der Einstellung die Hälfte des Grundkapitals nicht 
übersteigen würden. 

(3) Die Hauptversammlung beschließt jährlich nach Entgegennahme des gemäß  
§ 171 Abs. 2 AktG vom Aufsichtsrat zu erstattenden Berichts in den ersten acht 
Monaten des Geschäftsjahres über die Entlastung des Vorstands und Aufsichts-
rats, über die Verwendung des Bilanzgewinns, über die Wahl des Abschlussprü-
fers und in den im Gesetz vorgesehenen Fällen über die Feststellung des Jahres-
abschlusses. 

(4) Die Hauptversammlung beschließt über die Verwendung des sich aus dem fest-
gestellten Jahresabschluss ergebenden Bilanzgewinns. 

 

* * * 

 


